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Für zielgerichtete Familienzulagen
Familienzulagen sollen nicht
länger nach dem Giesskannen-
prinzip verteilt werden. Die
Freie Liste will die Regierung
überprüfen lassen, den Bezü-
gerkreis auf Personen mit 
geringem Einkommen und Ver-
mögen einzugrenzen.

Von Günther Fritz

Vaduz. – Kinderzulagen, Geburtszula-
gen und Alleinerziehendenzulagen
sind Leistungen der Familienaus-
gleichskasse (FAK). Diese Familienzu-
lagen dienen als teilweiser Ausgleich
der Familienlasten dem wirtschaftli-
chen Schutz der Familie. Laut
AHV/IV/FAK-Geschäftsbericht 2012
machen die Familienzulagen rund 50
Mio. Franken aus. Die FL-Abgeordne-
ten Helen Konzett Bargetze, Thomas
Lageder und Wolfgang Marxer haben
nun am Montag ein Postulat für ziel-
gerichtete Familienzulagen einge-
reicht. 

Frei werdende Mittel für Kitas
Die Regierung soll prüfen, «welche fi-
nanziellen Mittel in der Familienaus-
gleichskasse frei werden, wenn der
Kreis der anspruchsberechtigten Per-
sonen auf Kinderzulagen, Geburtszu-
lagen und Alleinerziehendenzulagen
auf Erziehende mit geringem Einkom-
men und Vermögen eingegrenzt
wird». Zudem soll die Regierung ab-
klären, wozu die frei werdenden Mit-
tel verwendet werden könnten.

Die FL-Postulanten sind der Mei-
nung, dass die frei werdenden Mittel
neu für wichtige familienpolitische
Massnahmen wie die staatliche Sub-
vention von Kindertagesstätten (Kitas)
eingesetzt werden könnten. Den Pos-
tulanten ist bewusst, dass die Berech-
nung der frei werdenden Mittel nicht
einfach ist – insbesondere, da ein be-
deutender Anteil der Familienzulagen

an in Liechtenstein erwerbstätige Per-
sonen ohne ordentlichen Wohnsitz in
Liechtenstein ausgerichtet wird. 

Aufwand gering halten
Wie FL-Fraktionssprecherin Helen
Konzett Bargetze, Thomas Lageder
und Wolfgang Marxer in ihrer Begrün-
dung zum Postulat für zielgerichtete
Familienzulagen schreiben, soll die
Regierung insbesondere prüfen, wie
bei einem Abrücken vom Giesskan-
nenprinzip die Erfassung der an-
spruchsberechtigten Personen effi-
zient erfolgen kann. Nach ihrer An-
sicht sollte der administrative Auf-
wand gering gehalten werden können,
wenn beispielsweise der Anspruch auf
Familienzulagen dann besteht, wenn
die Personen auch bezüglich anderer
finanzieller Beihilfen wie der Ausrich-

tung von Mietbeiträgen anspruchsbe-
rechtigt sind.

Der Staat könnte dabei sparen
Bei der Verwendung der frei werden-
den Mittel sind nach Ansicht der Frei-
en Liste klar Grenzen gesetzt. Insbe-
sondere könnten kaum Mittel aus der
FAK in den ordentlichen Staatshaus-
halt überführt werden. Allerdings soll
es nach Ansicht der Postulanten mög-
lich sein, familienpolitische Massnah-
men, für die der Staat Mittel aus dem
allgemeinen Steuertopf aufwendet,
mit Mitteln aus der FAK zu finanzie-
ren. Das Land Liechtenstein gibt im
Jahr 2013 knapp 2,8 Mio. Franken für
die ausserhäusliche Kinderbetreuung
aus. Diese Mittel sowie ein Anteil der
Aufwendungen für die Kindertages-
stätte der Landesverwaltung, die über

die FAK in der gleichen Art wie die an-
deren Kitas subventioniert werden
könnte, könnten nach den Vorstellun-
gen der Freien Liste beim Staat einge-
spart werden.

Elternurlaub damit bezahlen?
Abhängig von der Höhe der Einkom-
mensgrenzen für einen Anspruch auf
Familienzulagen, könnte es nach An-
sicht der Freien Liste bei einem Volu-
men der bisherigen FAK-Mittel von
50 Mio. Franken möglich sein, dass
auch noch für weitere familienpoliti-
sche Massnahmen Geld übrig bliebe.
So stellen sich die Postulanten idealer-
weise vor, dass so ein bezahlter El-
ternurlaub finanziert werden könnte,
ohne damit den Staatshaushalt oder
die Wirtschaft stärker belasten zu
müssen. 

Familienzulagen: Nach Ansicht der Freien Liste soll hier die bisherige Anwendung des Giesskannenprinzips hinterfragt
werden. Bild Wodicka


